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Bundeskanzlerin Angela Merkel hat es bei der Berufung von Kristina 
Köhler zur Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
ausdrücklich betont: Die junge hessische Abgeordnete sei als Soziologin 
gut für ihre neue Aufgabe gerüstet. Und in der Tat: Die Bedeutung 
der Juristen ist insgesamt in den letzten Jahren in den Bundesregierungen gesunken. 
Bildungs- und Forschungsministerin Anette Schavan ist promovierte Philologin und 
der Chef des Bundeskanzleramtes  Ronald Pofalla hat sich vor seinem Jurastudium als   
Diplompädagoge qualifiziert. Hinzu kommen mit der Bundeskanzlerin eine promovierte 
Physikerin und mit Ursula von der Leyen und Philipp Rösler zwei Ärzte. Und das ärgert 
nicht nur die Juristen, sondern auch die Wirtschaftswissenschaftler, die glauben, dass 
man nur mit ihnen Staat machen könnte. Aber zu Unrecht.  
Die Welt ist einerseits nicht so einfach wie Wirtschaftswissenschaftler dies in ihren 
Modellen gerne unterstellen. Und sie ist auch nicht nur mit Paragraphen gestaltbar, wie 
Juristen, die Gesetze machen, das glauben. Es gibt in der Welt nicht nur harte naturwis-
senschaftliche Tatsachen, sondern auch jede Menge soziale Gesetze, die man nicht ein-
fach so ignorieren kann, wie Juristen und Wirtschaftswissenschaftler das möchten. 
Beide  Disziplinen sind wichtig, denn Gesetze braucht jede Gesellschaft und wirtschaftli-
che Zwänge kann man in einer Welt außerhalb des Paradieses nicht einfach ignorieren. 
Aber natürliche und soziale Zwänge kann man ebensowenig ignorieren. Denn im Leben 
von Einzelnen wie von Staaten gibt es jede Menge Zielkonflikte, zum Beispiel zwischen 
Fairness, Gleichheit und wirtschaftlichem Wachstum. 
Die Bedeutung, die in modernen Gesellschaften die Sozialwissenschaften gewonnen 
haben, wird auch durch eine andere aktuelle Personalie unterstrichen: Zum  Präsidenten 
der Leibniz-Gemeinschaft, eine der großen Forschungsorganisationen in Deutschland, 
zu der auch das DIW Berlin gehört, wurde vergangene Woche erstmals ein Soziolo-
ge gewählt, Karl Ulrich Mayer, der zur Zeit an der Yale University lehrt. Davor  war 
er unter anderem Projektleiter im DFG-Sonderforschungsbereich „Mikroanalytische 
Grundlagen der Gesellschaftspolitik“, der schon in den 80er Jahren versucht hatte, die 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften so miteinander zu verzahnen, dass eine in der 
Praxis brauchbare Politikberatung möglich wird. Entstanden ist daraus unter anderem 
das Sozio-oekonomische Panel (SOEP). Eine große multidisziplinäre Datenerhebung, 
die am DIW Berlin immer wieder den Spagat zwischen Grundlagenforschung und Poli-
tikberatung versucht. Das alte Konzept des Sonderforschungsbereichs möchte Mayer 
nun in der Leibniz-Gemeinschaft umsetzen. Man darf auf seine Arbeit ebenso gespannt 
sein wie auf die der neuen Bundesministerin Kristina Köhler. 
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